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A. Problem 

Die EG -Kommission möchte den grenzüberschreitenden Omni- 
busverkehr liberalisieren. Insbesondere soll der Gelegenheitsver- 
kehr in Verbindung mit einer Leereinfahrt frei sein. Linienverkehr 
und Pendelverkehr sollen genehmigungspflichtig bleiben; bei feh- 
lendem Einvernehmen zwischen den Behörden des Herkunfts- 
und des Ziellandes über die Ablehnung der Genehmigung soll ein 
Schiedsverfahren stattfinden. 


B. Lösung 

Ablehnung des Verordnungsvor Schlages wegen fehlender Harmo- 
nisierung der Wettbewerbsbedingungen. 

Einmütigkeit im Ausschuß bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 


entfallen 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird ersucht, den anliegenden Verordnungsvorschlag ab- 
zulehnen, solange konkrete Harmonisierungsfortschritte im fiskaüschen Bereich, 
bei den technischen Normen sowie der Intensität der Überwachung der Fahr- 
zeuge und der Sozialvorschriften nicht erkennbar sind. 

2. Bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel sollen folgende Gesichtspunkte be- 
achtet werden: 

— Gemeinsame Regeln für den Linienverkehr müssen die Belange des Schie- 
nenpersonenverkehrs angemessen berücksichtigen. 

— Für den umgekehrten Pendelverkehr muß eine Genehmigungspflicht des 
Ursprungslandes sichergestellt werden. 

— Die Voraussetzungen für die Zulassung zum Beruf des Omnibusuntemehmers 
in der Richtlinie 74/562/EWG müssen konkretisiert und im Niveau angehoben 
werden. 

— Die im öffentlichen Interesse schutzwürdigen Belange des Luftverkehrs müs- 
sen durch eine entsprechende Ergänzung der EG- Vorschriften gewährleistet 
werden. Es kann nicht länger hingenommen werden, daß die mit erheblichen 
Steuermitteln bzw. Gebührenleistungen der deutschen Flughäfen aufgebaute 
Luftfahrtinfrastruktur durch scheinbar kostenloses An- und Abbringen von 
Passagieren zu grenznahen ausländischen Flughäfen gefährdet wird. 


Bonn, den 14. Oktober 1987 


Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich Weiss (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Einführung gemeinsamer Regeln 
für den grenzüberschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 75 Abs. 1 Buchstabe a des Vertrags ge- 
hört zur Einführung einer gemeinsamen Verkehrspo- 
litik unter anderem die Aufstellung gemeinsamer Re- 
geln für den grenzüberschreitenden Personenverkehr 
mit Kraftomnibussen. 

Solche gemeinsamen Regeln wurden mit den Ratsver- 
ordnungen Nr. 117/66/EWG 1 ), Nr. 516/72/EWG 2 ) 
und Nr. 517/72/EWG 3 ) erlassen, die darin festgeleg- 
ten Grundsätze gelten weiterhin. 

Die Dienstleistungsfreiheit ist ein wesentlicher Be- 
standteil der gemeinsamen Verkehrspolitik. Sie ver- 
langt, daß die Märkte des grenzüberschreitenden 
Verkehrs den Verkehrsunternehmern aller Mitglied- 
staaten ohne Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit oder des Niederlassungsortes of- 
fenstehen. 

Für den Gelegenheitsverkehr gilt bereits eine flexible 
Regelung, die beibehalten werden wird. 

Der Linienverkehr und der Pendelverkehr müssen 
weiterhin genehmigungspflichtig bleiben, wobei je- 
doch insbesondere die Genehmigungsverfahren zu 
lockern sind. 

Es ist notwendig, sicherzustellen, daß die Wettbe- 
werbsregeln des Vertrages eingehalten werden. 

Die Verwaltungsformalitäten müssen nach Möglich- 
keit vereinfacht werden, ohne dabei auf die notwen- 
digen Kontrollen und Ahndungen zu verzichten. 

Um die hohe Qualität im grenzüberschreitenden Per- 
sonenverkehr mit Kraftomnibussen zu wahren und 
das Vertrauen der Verkehrsnutzer zu erhalten, sind 
Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung der Vor- 
schriften für die Sicherheit im Straßenverkehr sicher- 
zustellen. 


1 ) ABI. Nr. 147 vom 9. August 1966, S. 2688/66. 

2 ) ABI. Nr. L 67 vom 20. März 1972, S. 13. 

3 ) ABI. Nr. L 67 vom 20. März 1972, S. 19. 


Die Mitgliedstaaten erlassen die zur Durchführung 
dieser Verordnung notwendigen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Abschnitt I 

Allgemeines 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für den grenzüberschreitenden 
Personenverkehr mit Kraftomnibussen, die in einem 
Mitgliedstaat zugelassen und nach ihrer Bauart und 
Ausstattung geeignet und dazu bestimmt sind, mehr 
als neun Personen — einschließlich des Fahrers — zu 
befördern, und zwar 

— vom Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats nach dem 
Hoheitsgebiet desselben oder eines anderen Mit- 
gliedstaats einschließlich des Durchgangsverkehrs 
durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten oder 

— bei Fahrstrecken zwischen einem Mitgliedstaat 
und einem Drittland für den Teil der Fahrstrecken, 
der innerhalb der Gemeinschaft verläuft. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

1 . Linienverkehr ist die regelmäßige Beförderung von 
Personen auf einer bestimmten Verkehrsverbin- 
dung, wobei Fahrgäste an vorher festgelegten Hal- 
testellen aufgenommen oder ab gesetzt werden 
können. 

Als Linienverkehr gilt unabhängig davon, wer den 
Ablauf der Fahrten bestimmt, auch die regelmä- 
ßige Beförderung bestimmter Personengruppen 
unter Ausschluß anderer Fahrgäste, soweit solche 
Verkehrsdienste gemäß dem ersten Unter absatz 
betrieben werden. Solche Verkehrsdienste, vor al- 
lem die Beförderung von Arbeitnehmern zur und 
von der Arbeitsstätte und die Beförderung von 
Schülern zur und von der Lehranstalt, werden im 
folgenden als „Sonderformen des Linienverkehrs" 
bezeichnet. Die Regelmäßigkeit wird nicht da- 
durch berührt, daß der Ablauf der Fahrten wech- 
selnden Bedürfnissen der Beteiligten angepaßt 
wird. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 10 — E — Ve 152/87 — vom 19. Mai 
1987 . 
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2. a) Pendelverkehr ist der Verkehrsdienst, bei dem 

bei mehreren Hin- und Rückfahrten von dem- 
selben Ausgangsort nach demselben Zielort 
Reisende befördert werden, die zuvor in Grup- 
pen zusammengefaßt worden sind und bei einer 
späteren Fahrt geschlossen an den Ausgangsort 
zurückgebracht werden. Unter Ausgangsort 
und Zielort sind der Ort des Reise antritts und 
der Ort des Reiseziels sowie deren Umgebung 
zu verstehen. 

Abweichend von obiger Begriffsbestimmung 
können 

— Reisende unter bestimmten Umständen die 
Rückfahrt mit einer anderen Gruppe vorneh- 
men; 

— Reisende unterwegs aufgenommen oder ab- 
gesetzt werden; 

— die erste Hin- und die letzte Rückfahrt Leer- 
fahrten sein. 

b) Als Pendelverkehr mit Unterbringung gelten 
V erkehrsdienste , 

(i) die neben der Beförderungsleistung die 
Unterbringung der Reisegruppe mit oder 
ohne Verpflegung am Zielort und gegebe- 
nenfalls während der Reise einschließen; 

(ii) bei denen die Dauer der Reise und des Auf- 
enthalts der Reisegruppe am Zielort minde- 
stens drei Tage beträgt; 

(in) bei denen für Reise und Unterbringung ein 
Gesamtpreis entrichtet wird. 

3. a) Gelegenheitsverkehr ist der Verkehrsdienst, 

der weder der Begriffsbestimmung des Linien- 
verkehrs noch der des Pendelverkehrs ent- 
spricht. Er umfaßt insbesondere 

— Rundfahrten mit geschlossenen Türen, d. h. 
Fahrten, die mit demselben Fahrzeug ausge- 
führt werden, das auf der gesamten Fahrt- 
strecke dieselbe Reisegruppe befördert und 
sie an den Ausgangsort zurückbringt; 

— Verkehrsdienste, bei denen zur Hinfahrt 
Fahrgäste auf genommen werden und bei de- 
nen die Rückfahrt eine Leerfahrt ist oder um- 
gekehrt. 

b) Diese Fahrten verlieren die Eigenschaft des Ge- 
legenheitsverkehrs auch dann nicht, wenn 

— sie mit einer gewissen Häufigkeit ausgeführt 
werden; 

— die Fahrtstrecke während der Reise geän- 
dert oder die Reise unterbrochen werden 
muß. 

c) Bei Rundfahrten mit geschlossenen Türen kön- 
nen die Fahrgäste an verschiedenen Orten in 
dem Mitgliedstaat, in dem die Reise beginnt, 
aufgenommen und auf der Rückfahrt an densel- 
ben Orten abgesetzt werden. 

d) Im Rahmen des grenzüberschreitenden Gele- 
genheitsverkehrs ist ein Verkehrsuntemehmer 
zum innerstaatlichen Gelegenheitsverkehr in 


einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem er 
niedergelassen ist, zugelassen. Bei solchen in- 
nerstaatlichen Verkehrsdiensten können Fahr- 
gäste befördert werden, die nicht derselben Rei- 
segruppe angehören, aber vom selben Ver- 
kehrsunternehmer in den betreffenden Mit- 
gliedstaat befördert wurden. 


Artikel 3 


1. Jeder Verkehrsuntemehmer ist ohne jede Be- 
schränkung aufgrund der Staatsangehörigkeit 
oder des Ortes der Niederlassung des Verkehrsun- 
ternehmens zum grenzüberschreitenden Perso- 
nenverkehr mit Kraftomnibussen zwischen den 
Mitgliedstaaten zugelassen, wenn er 

— in einem Mitgliedstaat in Übereinstimmung mit 
dessen Rechtsvorschriften niedergelassen ist; 

— dort die Genehmigung für Personenbef örderun- 
gen im grenzüberschreitenden Linien-, Gele- 
genheits- oder Pendelverkehr mit Kraftomni- 
bussen erhalten hat; 

— die Voraussetzungen der Richtlinie 
74/562/EWG des Rates *) über den Zugang zum 
Beruf des Personenkraftverkehrsunternehmers 
im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden 
Verkehr sowie der in Anwendung dieser Richt- 
linie getroffenen Durchführungsvorschriften 
des Mitgliedstaates, in dem er niedergelassen 
ist, erfüllt; 

— die einzelstaatlichen und internationalen 
Rechtsvorschriften über die Sicherheit im Stra- 
ßenverkehr für Fahrer und Fahrzeuge erfüllt. 

2. Ein Verkehrsuntemehmer kann die Dienstlei- 
stungsfreiheit innerhalb der Gemeinschaft unter 
folgenden Bedingungen nutzen: 

— ist er eine natürliche Person, so muß er Angehö- 
riger eines Mitgliedstaates sein; 

— ist er eine juristische Person, so muß diese 

— von Personen ständig und tatsächlich ver- 
waltet werden, die mehrheitlich Angehörige 
der Mitgliedstaaten sind, 

— so beschaffen sein, daß die Personen, die 
mittelbar oder unmittelbar am Betriebser- 
gebnis des Verkehrsuntemehmens mehr- 
heitlich beteiligt sind oder über die Mehrheit 
der mit einem Stimmrecht verbundenen An- 
teüe oder über die Mehrheit der Stimm- 
rechte verfügen, Angehörige der Mitglied- 
staaten sind. 

3. Ein Mitgliedstaat kann nach Konsultierung der 
Kommission Ausnahmen von Absatz 2 gewähren, 
sofern daraus keine Störung der Märkte des grenz- 
überschreitenden Personenverkehrs mit Kraftom- 
nibussen zu befürchten ist. 


l ) ABI. Nr. L 308 vom 19. November 1974, S. 23. 
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Abschnitt II 

Gelegenheitsverkehr 

Artikel 4 

Zugang zum Markt 

Gelegenheitsverkehr und alle damit verbundenen 
Leerfahrten sind nicht genehmigungspflichtig. 

Artikel 5 

Kontrollpapier 

1. Verkehrsunternehmer, die Gelegenheitsbeförde- 
rungen durchführen, müssen vor Antritt j eder Fahrt 
ein Kontrollpapier ausfüllen. 

2. Das Kontrollpapier enthält folgende Angaben: 

a) Art des Verkehrsdienstes; 

b) Zeitplan für die Lenk- und Ruhezeiten der Fah- 
rer; 

c) Hauptstreckenführung ohne Unterbrechungen 
oder Ausflüge. 

3. Das Kontrollpapier wird von den zuständigen Be- 
hörden des Mitgliedstaates, in dem der Verkehrs- 
unternehmer ansässig ist, ausgegeben. Es ist den 
Kontrollberechtigten auf Verlangen vorzuzeigen. 

4. Die Kommission legt nach Anhörung der Mitglied- 
staaten das Muster des Kontrollpapiers sowie die 
Einzelheiten seiner Verwendung fest. 

Abschnitt III 

Pendelverkehr 

Artikel 6 

Marktzugang 

Der Pendelverkehr ist genehmigungspflichtig gemäß 
Artikel 8 bis 14. 

Artikel 7 

Sonderfälle 

1. Die Genehmigung nach Artikel 6 ermögücht es 
Verkehrsunternehmem, Pendeldienste mit Unter- 
bringung in folgenden Sonderfällen auszuführen: 

— die Rückfahrt mit einer anderen Gruppe von 
Fahrgästen als bei der Hinfahrt vorzunehmen; 

— im Hoheitsgebiet des Staates, in dem sich der 
Ausgangsort des Verkehrsdienstes befindet, 
Fahrgäste an verschiedenen Stellen auf der 
Hinfahrt aufzunehmen und auf der Rückfahrt 
abzusetzen; 

— im Hoheitsgebiet des Staates, in dem sich der 
Zielort des Verkehrsdienstes befindet, auf der 
Hinfahrt an verschiedenen Stellen Fahrgäste 


abzusetzen und auf der Rückfahrt an verschie- 
denen Stellen wieder aufzunehmen. 

2. Für Pendelverkehrs dienste ohne Unterbringung 
gelten die Vorschriften des Absatzes 1, wenn 

— die Gesamtzahl der Fahrgäste im Sinne von Ab- 
satz 1 erster Gedankenstrich 30 % der Zahl der 
Fahrgäste der Hinfahrt nicht überschreitet; 

— die Zahl der zusätzlichen Stellen im Sinne von 
Absatz 1 zweiter und dritter Gedankenstrich für 
die Hinfahrt auf höchstens sechs und für die 
Rückfahrt auf sechs beschränkt ist. 


Artikel 8 

Genehmigung 

1. Die Genehmigung für den Pendelverkehr wird auf 
den Namen des Verkehrsuntemehmers ausge- 
stellt. Sie ist nicht übertragbar. 

2. Die Gültigkeitsdauer der Genehmigung beträgt 
höchstens zwei Jahre. 

3. In der Genehmigung ist folgendes festzulegen: 

a) die Streckenführung, insbesondere der Aus- 
gangs- und der Zielort; 

b) der Fahrplan; 

c) der Zeitplan für die Lenk- und Ruhezeiten der 
Fahrer; 

d) die Gültigkeitsdauer der Genehmigung. 

4. Die Erteilung der Genehmigung kann mit gewis- 
sen verhältnismäßigen Auflagen verbunden wer- 
den. 

5. Die Genehmigung muß einem Muster entspre- 
chen, das die Kommission nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten festlegt. 

Artikel 9 

Geltungsbereich der Genehmigung 

Die Genehmigung berechtigt die Verkehrsunterneh- 
mer zu Pendelverkehrsdiensten im Hoheitsgebiet al- 
ler Mitgliedstaaten, die durch die Streckenführung 
des Pendelverkehrs berührt werden. 


Artikel 10 

Einreichung der Genehmigungsanträge 

1. Die Genehmigungsanträge für den Pendelverkehr 
sind an die zuständigen Behörden (im folgenden 
als „Genehmigungsbehörde“ bezeichnet) des Mit- 
gliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich der Aus- 
gangsort des Pendelverkehrsdienstes befindet, zu 
richten. 

2. Der Antragsteller erteilt der Genehmigungsbe- 
hörde alle zweckdienlichen Angaben. 
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3. Die Anträge müssen einem Muster entsprechen, 
das die Kommission nach Anhörung der Mitglied- 
staaten festlegt. 

Artikel 11 

Prüfung der Anträge 

1. Bei Pendelverkehrsdiensten mit Unterbringung er- 
teilt die Genehmigungsbehörde die Genehmigung 
nach Artikel 12. 

2. Bei Pendelverkehrsdiensten ohne Unterbringung 
erteilt die Genehmigungsbehörde die Genehmi- 
gung nach Artikel 12, es sei denn, daß nachgewie- 
sen wird, daß die Verkehre zu den bereits angebo- 
tenen Diensten in den betreffenden Gebieten in 
einem unlauteren Wettbewerb stehen. 

3. Die Genehmigungsbehörde kann Anträge im 
Sinne der Absätze 1 und 2 ablehnen, wenn der 
Antragsteller früher Bedingungen und Anforde- 
rungen im Zusammenhang mit Genehmigungen 
für den grenzüberschreitenden Personenverkehr 
mit Kraftomnibussen nicht eingehalten hat oder 
wenn er sich schwerer Verstöße gegen die Vor- 
schriften über die Sicherheit im Straßenverkehr, 
die Sicherheit der Fahrzeuge und die Lenk- und 
Ruhezeiten der Fahrer schuldig gemacht hat. 

4. Die Genehmigungsbehörde kann Anträge gemäß 
den Absätzen 1 und 2 nur aus Gründen ablehnen, 
die mit dieser Verordnung vereinbar sind. 

Artikel 12 

G enehmigungsverf ahr en 

Bevor die Genehmigung erteüt wird, konsultiert die 
Genehmigungsbehörde dazu die zuständigen Behör- 
den des Mitgliedstaates, in dem sich der Zielort befin- 
det und unterrichtet über die beabsichtigte Entschei- 
dung die zuständigen Behörden der Mitgüedstaaten, 
deren Hoheitsgebiete im Transit von einem Pendel- 
dienst berührt werden. 

Vorbehaltlich des Verfahrens nach Artikel 13 trifft die 
Genehmigungsbehörde binnen drei Monaten nach 
Einreichung des Antrags eine Entscheidung. 

Artikel 13 

Schiedsverfahren 

1. Sind die zuständigen Behörden des Mitgliedstaa- 
tes, in dem sich der Zielort befindet, mit der beab- 
sichtigten Entscheidung nach Artikel 12 nicht ein- 
verstanden, so befaßt die Genehmigungsbehörde 
die Kommission binnen drei Monaten nach Einrei- 
chung des Genehmigungsantrages mit dem Streit- 
fall. 

2. Die Kommission trifft nach Anhörung der beteilig- 
ten Mitgliedstaaten binnen 30 Tagen eine Ent- 
scheidung, die, nachdem sie den beteiligten Mit- 
gliedstaaten zugestellt worden ist, in Kraft tritt. 


Artikel 14 

Erteilung der Genehmigungen 

1. Nach Abschluß der Verfahren im Sinne der Arti- 
kel 12 und 13 erteilt die Genehmigungsbehörde 
dem Verkehrsunternehmer die Genehmigung zur 
Einrichtung eines Pendelverkehrsdienstes oder 
lehnt den Antrag förmlich ab. 

2. Die Genehmigungsbehörde übermittelt den zu- 
ständigen Behörden im Sinne von Artikel 12 eine 
Durchschrift jeder ausgegebenen Genehmigung. 

3. Entscheidungen über die Ablehnung eines Antrags 
auf der Grundlage dieser Verordnung sind zu be- 
gründen. Die Mitgliedstaaten räumen den Ver- 
kehrsunternehmern die Möglichkeit ein, als solche 
ihre Interessen gegenüber den genannten Ent- 
scheidungen mit geeigneten Mitteln geltend zu 
machen. 

Abschnitt IV 

Linienverkehr 

Artikel 15 

Marktzugang, Beförderungspflicht 
und Genehmigung 

1. Der Linienverkehr und die Sonderformen des Li- 
nienverkehrs sind einer Genehmigung unterwor- 
fen, die gemäß Artikel 18 bis 22 erteilt wird. 

2. Verkehrsunternehmer sind zur Personenbeförde- 
rung im Linienverkehr verpflichtet, wenn 

— die Fahrgäste die vom Verkehrsunternehmer 
oder den zuständigen Behörden festgelegten 
Beförderungsbedingungen erfüllen ; 

— die Beförderung von Fahrgästen mit regelmäßi- 
gen Beförderungsmitteln möglich ist und 

— die Fahrgastbeförderung nicht durch Um- 
stände, die der Verkehrsunternehmer nicht zu 
vertreten hat, verhindert wird. 

3. Artikel 8 gilt vorbehaltlich folgender Unterschiede 
für die Genehmigung des Linienverkehrs und der 
Sonderformen des Linienverkehrs: 

— Die Gültigkeitsdauer der Genehmigung beträgt 
höchstens sieben Jahre; 

— in der Genehmigung ist zusätzlich folgendes 
festzulegen: 

a) die Haltestellen; 

b) die Fahrpreise und Beförderungsbedingun- 
gen. 

4. Der Genehmigungsinhaber darf Bedingungen der 
Genehmigung nicht ohne vorherige Zustimmung 
der Genehmigungsbehörde ändern und den Ver- 
kehrsdienst vor Ablauf der Genehmigung nur in 
Übereinstimmung mit den Vorschriften von Arti- 
kel 22 einstellen. 
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Artikel 16 

Veröffentlichungspflicht 

Der Verkehrsuntemehmer muß die Linienführung, 
die Haltestellen, den Fahrplan, die Fahrpreise und die 
anderen Beförderungsbedingungen, soweit diese 
nicht gesetzlich festgelegt sind, für alle Benutzer 
leicht sichtbar anzeigen. 

Artikel 17 

Geltungsbereich der Genehmigung 

Die Genehmigung berechtigt die Verkehrsuntemeh- 
mer zu Beförderungen im Linienverkehr oder zu Be- 
förderungen im Rahmen von Sonderformen des Li- 
nienverkehrs im Hoheitsgebiet aller Mitgliedstaaten, 
die durch die Linienführung dieser Verkehrsdienste 
berührt werden. 

Artikel 18 

Einreichung und Prüfung 
der Genehmigungsanträge 

1. Artikel 10 und Artikel 11 Absätze 2 und 3 finden 
auf alle Anträge auf Einrichtung eines Linienver- 
kehrs oder einer Sonderform des Linienverkehrs, 
Anträge auf Ändemng der Bedingungen für den 
Betrieb solcher Verkehrsdienste und Anträge auf 
Erneuerung einer Genehmigung entsprechende 
Anwendung. 

2. Bei Anträgen auf Erneuerung einer Genehmigung 
müssen die Behörden auch prüfen, ob der Verkehr 
nach den Bedingungen, unter denen die Genehmi- 
gung erteilt wurde, durchgeführt wurde. 

Artikel 19 

Änderung einer Genehmigung 

Unbeschadet der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des 
Rates 1 ) haben die betreffenden Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit, nach Anhörung des Genehmigungsin- 
habers die Bedingungen für den Betrieb eines Linien- 
verkehrs im gegenseitigen Einvernehmen zu ändern. 
Änderungen, welche die Bedingungen einer Geneh- 
migung wesentlich verändern könnten, dürfen nur 
vorgenommen werden, wenn sie zur Sicherstellung 
einer ausreichenden Verkehrsbedienung unerläßlich 
sind. 

Artikel 20 

Genehmigungsverfahren 

1. Die Genehmigungsbehörde erteilt die Genehmi- 
gung im Einvernehmen mit den zuständigen Be- 
hörden aller Mitgliedstaaten, in deren Hoheitsge- 
biet Fahrgäste aufgenommen oder abgesetzt wer- 
den. Zu diesem Zweck übermittelt sie diesen Be- 


9 ABI. Nr. L 156 vom 28. Juni 1969, S. 1. 


hörden Durchschriften des Antrages und aller son- 
stigen Unterlagen und teilt ihre eigene Stellung- 
nahme dazu mit. 

2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, de- 
ren Einvernehmen notwendig ist, teilen ihre Stel- 
lungnahme der Genehmigungsbehörde binnen 
60 Tagen mit. Erfolgt innerhalb dieser Frist keine 
Antwort, so gilt dies als Einverständnis dieser Be- 
hörden. 

3. Vorbehaltlich des Verfahrens nach Artikel 21 trifft 
die Genehmigungsbehörde binnen vier Monaten 
nach Einreichung des Antrags eine Entschei- 
dung. 

4. Im Einvernehmen mit den zuständigen Behörden 
im Sinne von Absatz 1 und nach Abschluß eines 
etwaigen Schiedsverfahrens gemäß Artikel 21 teilt 
die Genehmigungsbehörde den zuständigen Be- 
hörden der Mitgliedstaaten, deren Hoheitsgebiet 
im Durchgangsverkehr von dem Linienverkehr be- 
rührt wird, ihre Entscheidung mit. Die Mitglied- 
staaten können im Wege von Absprachen oder mit- 
tels einseitiger Erklärungen auf dieses Verfahren 
verzichten. 

Artikel 21 

Schiedsverfahren 

1. Sind die zuständigen Behörden der Mitgliedstaa- 
ten, in deren Hoheitsgebiet Fahrgäste abgesetzt 
oder auf genommen werden, mit der beabsichtigten 
Entscheidung nach Artikel 20 nicht einverstanden, 
so befaßt die Genehmigungsbehörde die Kommis- 
sion binnen vier Monaten nach Einreichung des 
Genehmigungsantrages mit dem Streitfall. 

2. Die Kommission trifft nach Anhörung der betroffe- 
nen Mitgliedstaaten binnen 30 Tagen eine Ent- 
scheidung; diese tritt 30 Tage nach ihrer Zustel- 
lung an die Mitgliedstaaten in Kraft. 

3. Die Entscheidung der Kommission nach Ab- 
satz 2 bleibt wirksam, bis eine anderweitige Eini- 
gung zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten zu- 
stande kommt. 

Artikel 22 

Erlöschen einer Genehmigung 

1. Drei Monate nach dem Zeitpunkt, zu dem die Ge- 
nehmigungsbehörde eine Mitteilung des Geneh- 
migungsinhabers erhält, in der er seine Absicht 
bekundet, den Betrieb des Verkehrsdienstes einzu- 
stellen, gilt die Genehmigung als erloschen. Die 
Mitteilung ist zu begründen. Der Genehmigungs- 
inhaber hat die Benutzer des betreffenden Ver- 
kehrsdienstes von seiner Absicht, den Betrieb des 
Verkehrsdienstes einzustellen, in geeigneter 
Weise zu unterrichten. 

2. Besteht kein Verkehrsbedürfnis mehr, so gilt die 
Genehmigung für eine Sonderform des Linienver- 
kehrs abweichend von Absatz 1 zu dem Zeitpunkt 
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als erloschen, den der Inhaber in einer Mitteilung 
an die Genehmigungsbehörde, in der er seine Ab- 
sicht bekundet, den Betrieb des Verkehrsdienstes 
einzustellen, angegeben hat. Die Mitteilung ist zu 
begründen. 

3. Die Genehmigungsbehörde unterrichtet die zu- 
ständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten 
vom Erlöschen der Genehmigung. 


Abschnitt V 

Überwachungsverfahren und Ahndung 
von Verstößen 

Artikel 23 


1. Verkehrsunternehmer, die Personenbeförderun- 
gen im Pendelverkehr, Linienverkehr oder einer 
Sonderform des Linienverkehrs durchführen, stel- 
len den Fahrgästen einen Einzel- oder Sammel- 
fahrausweis aus, den diese während der ganzen 
Fahrt mit sich führen müssen und der folgende 
Angaben enthält: 

— die Verkehrsverbindung; 

— die Gültigkeitsdauer des Fahrausweises; 

— den Beförderungspreis; bei Pendelverkehrs- 
diensten mit Unterbringung gilt der Gesamt- 
preis für Beförderung und Unterbringung. 

2. Die Fahrausweise nach Absatz 1 sind den Kontroll- 
berechtigten auf Verlangen vorzuzeigen. 


Artikel 24 

1. Die aufgrund dieser Verordnung erforderliche Ge- 
nehmigung für den Pendelverkehr, den Linienver- 
kehr und die Sonderformen des Linienverkehrs ist 
im Fahrzeug mitzuführen und den Kontrollbeam- 
ten auf Verlangen vorzuzeigen. 

2. Verkehrsunternehmer, die Beförderungen im 
grenzüberschreitenden Personenverkehr mit 
Kraftomnibussen durchführen, lassen Kontrollen 
zur Feststellung der ordnungsgemäßen Durchfüh- 
rung der Beförderungen, insbesondere der Lenk- 
und Ruhezeiten der Fahrer, zu. Die damit beauf- 
tragten Kontrollbeamten sind berechtigt und be- 
fugt, 

a) die Bücher und sonstigen Geschäftsunterlagen 
zu prüfen; 

b) an Ort und Stelle Kopien oder Auszüge der 
Bücher und Unterlagen anzufertigen; 

c) sich Zugang zu allen Gebäuden, Grundstücken 
und Fahrzeugen des Unternehmens zu ver- 
schaffen; 

d) sämtliche Auskünfte über die Bücher und Un- 
terlagen zu verlangen. 


Artikel 25 

1. Die Mitgliedstaaten unterrichten die anderen be- 
teiligten Mitgliedstaaten über 

— Verstöße gegen diese Verordnung und alle an- 
deren gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften 
über den grenzüberschreitenden Personenver- 
kehr mit Kraftomnibussen, sofern diese Ver- 
stöße in ihrem eigenen Hoheitsgebiet von ei- 
nem Verkehrsuntemehmen aus einem anderen 
Mitgliedstaat begangen werden; 

— die Ahndung dieser Verstöße; 

— die Ahndung von Verstößen, die ihre eigenen 
Verkehrsunternehmen im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates begangen haben. 

2. Die Genehmigungsbehörde widerruft insbeson- 
dere auf Verlangen des Mitgliedstaates, in dem der 
Verkehrsunternehmer ansässig ist, die aufgrund 
dieser Verordnung erteilte Genehmigung, wenn 
der Inhaber die Voraussetzungen nicht mehr er- 
füllt. Die Genehmigungsbehörde unterrichtet da- 
von unverzüglich die zuständigen Behörden des 
beteiligten Mitgliedstaates. 

3. Die zuständigen Behörden der Mitgüedstaaten las- 
sen einen Verkehrsunternehmer nicht zum grenz- 
überschreitenden Personenverkehr aufgrund die- 
ser Verordnung zu, wenn dieser Unternehmer wie- 
derholt gegen die einschlägigen Vorschriften, ins- 
besondere diejenigen, welche die Sicherheit im 
Straßenverkehr und die Sicherheit des Fahrzeuges 
sowie die Lenk- und Ruhezeiten betreffen, versto- 
ßen hat. 

Abschnitt VI 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Artikel 26 

Die bei Inkrafttreten dieser Verordnung genehmi- 
gungspflichtigen Verkehrsdienste können aufgrund 

der bereits bestehenden Genehmigungen für die 

Dauer ihrer Gültigkeit weiterbetrieben werden. 

Artikel 27 

1. Die Mitgliedstaaten können auf bilateraler oder 
multilateraler Grundlage vereinbaren, die in dieser 
Verordnung geregelten Genehmigungsverfahren 
für den Pendelverkehr, den Linienverkehr oder 
Sonderformen des Linienverkehrs zu vereinfa- 
chen. 

2. Die Mitgüedstaaten unterrichten die Kommission 
über alle Vereinbarungen, die gemäß Absatz 1 ge- 
troffen werden. 

3. Diese Verordnung findet keine Anwendung, wenn 
zum Zeitpunkt ihres Inkrafttretens bilaterale oder 
multilaterale Vereinbarungen zwischen Mitglied- 
staaten eine liberalere Behandlung vorsehen, so- 
fern diese Vereinbarungen ohne Beschränkungen 
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aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Nieder- 
lassungsortes des Verkehrsunternehmens gemäß 
Artikel 3 angewandt werden und die Wettbe- 
werbsregeln des Vertrages beachten. 

Artikel 28 

Die Voraussetzungen, die Verkehrsunternehmer ge- 
mäß der Richtlinie 74/562/EWG erfüllen müssen, blei- 
ben unberührt. 


Artikel 29 

Die Gemeinschaft ist dafür zuständig, mit Drittlän- 
dern, regionalen und internationalen Organisationen 
Abkommen auszuhandeln und abzuschließen, 

— um sicherzustellen, daß die Grundsätze dieser Ver- 
ordnung bei der Personenbeförderung zwischen 
Mitgliedstaaten im Durchgangsverkehr durch 
Drittländer angewandt werden; 

— um gemeinsame Regeln für den Personenverkehr 
zwischen der Gemeinschaft und Drittländern auf- 
zustellen. 

Artikel 30 

Die Mitgliedstaaten erlassen zu gegebener Zeit nach 
Konsultation der Kommission die zur Durchführung 
dieser Verordnung erforderlichen Rechts- und Ver- 


waltungsvorschriften und teilen diese der Kommission 
mit. 

Die genannten Vorschriften erstrecken sich insbeson- 
dere auf die Organisation, das Verfahren und die Mit- 
tel der Kontrolle sowie die Ahndung von Verstößen. 
Sie gewährleisten, daß all diese Maßnahmen ohne 
Diskriminierung nach der Staatszugehörigkeit oder 
des Sitzes des Unternehmens ausgeführt werden. 


Artikel 31 

Mit dem Ziel der Vollendung des Binnenmarktes wird 
die Kommission dem Rat vor 1990 Vorschläge zu einer 
Revision dieser Verordnung vorlegen. 


Artikel 32 

Die Verordnungen Nr. 117/66/EWG, (EWG) 
Nr. 516/72 und (EWG) Nr. 517/72 werden aufgeho- 
ben. 


Artikel 33 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1988 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 



Drucksache 11/1008 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Fiche d’impact sur les PME et sur Pemploi 


Projet d une proposition de regiement du Conseil fi- 
xant des regles communes pour les transports interna- 
tionaux de personnes effectues par autocars ou auto- 
bus. 

1. Obligations administratives decoulant de la pro- 
position pour les PME 

La proposition rientrainera aucune nouvelle Obli- 
gation administrative pour les entreprises de trans- 
port concernees; au contraire, eile prevoit en parti- 
culier une simplification des procedures admini- 
stratives prescrites en vue d'obtenir les autorisa- 
tions requises pour pouvoir effectuer des transports 
internationaux de personnes par route. 

2. Avantages de la proposition pour les entreprises 

— elargissement des marches des transports inter- 
nationaux de personnes par route au profit des 
entreprises concernees de tous les Etats mem- 
bres; 

— plus grande souplesse quant aux operations de 
prendre en Charge et de deposer les voyageurs 
en trafic international effectue par autobus ou 
par autocars; 

— reduction des coüts d'exploitation des entrepri- 
ses et augmentation de leur rentabilite; 

— meilleure adaptation du secteur en cause aux 
besoins d un marche en croissance permanente, 


ceci dans l'interet tant des entreprises que de 
leur clientele. 

3. Inconvenients 

Une plus large ouverture des marches des trans- 
ports internationaux de personnes par route entrai- 
nera certes certains inconvenients pour les entre- 
prises concernees, mais il s'agit lä d une des conse- 
quences de l'achevement du marche interieur, pre- 
conise dans le Livre Blanc de la Commission. 

4. Effets sur l'emploi 

Positifs, compte tenu notamment des considera- 
tions sous 2. 

5. Y-a-t-il au concertation prealable avec les parte- 
naires sociaux? 

Oui, les avis sont partages; la majorite des organi- 
sations representatives des transporteurs de per- 
sonnes par route, les syndicats et les chemins de fer 
sont opposes ä la proposition. 

6. Y-a-t-il une autre approche alternative moins con- 
traignante? 

Non. 
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Erläuterung 


I. Allgemeines 

1. Der grenzüberschreitende Personenverkehr mit 
Kraftomnibussen wird derzeit durch drei Gemein- 
schaftsverordnungen 1 ) aus den Jahren 1966 und 1972 
geregelt. Diese Verordnungen enthalten gemeinsame 
Regeln für den grenzüberschreitenden Personenver- 
kehr mit einheitlichen Begriffsbestimmungen der ver- 
schiedenen Verkehrsdienste und Verwaltungsverf äh- 
ren. 

Diese Verordnungen beruhen jedoch auf dem unaus- 
gesprochenen Grundsatz, daß die von einem be- 
stimmten Mitgliedstaat ausgehenden Beförderungen 
den in diesem Staat ansässigen Verkehrsunterneh- 
men Vorbehalten sind. Nach dem Urteil des Gerichts- 
hofes in der Rechtssache 13/83 ist es klar, daß eine 
solche Situation nicht mehr haltbar ist, denn der Ge- 
richtshof hat unmißverständlich erklärt, daß die 
Dienstleistungsfreiheit im grenzüberschreitenden 
und innerstaatlichen Verkehr in einem angemesse- 
nen Zeitraum verwirklicht werden muß. 

Zur Verwirklichung der Dienstleistungsfreiheit im in- 
nerstaatlichen Verkehr wird die Kommission einen 
getrennten Vorschlag unterbreiten. Für den grenz- 
überschreitenden Verkehr müssen die notwendigen 
Vorschriften im Rahmen dieses Vorschlags in Kraft 
gesetzt werden: Dafür gilt der Leitsatz, daß der Markt 
im grenzüberschreitenden Verkehr unter bestimmten 
Bedingungen Verkehrsunternehmer aller Mitglied- 
staaten ohne Beschränkungen aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit oder des Niederlassungsortes of- 
fensteht. In der Praxis muß ein solcher Grundsatz dazu 
führen, daß ein Verkehrsunternehmer, der in einem 
anderen Mitgliedstaat ansässig ist und diese Bedin- 
gungen erfüllt, einen grenzüberschreitenden Ver- 
kehrsdienst, der von einem anderen Mitgliedstaat 
ausgeht, betreiben darf. 

2. Obwohl dieser Vorschlag die drei bestehenden 
Verordnungen ersetzen soll, berührt er nicht die heu- 
tigen Regelungen für den Zugang zum Markt der ein- 
zelnen Verkehrsdienste, d. h. 

— der Gelegenheitsverkehr bedarf weiterhin keiner 
Genehmigung für den grenzüberschreitenden 
Verkehr; 


Ü — Verordnung Nr. 117/66/EWG des Rates vom 28. Juli 1966 
über die Einführung gemeinsamer Regeln für den grenz- 
überschreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen 
(ABI. Nr. 147 vom 9. August 1966, S. 2688/66). 

- Verordnung (EWG) Nr. 516/72 des Rates vom 28. Februar 
1972 über die Einführung gemeinsamer Regeln für den 
Pendelverkehr mit Kraftomnibussen zwischen den Mit- 
gliedstaaten (ABI. Nr. L 67 vom 20. März 1972, S. 13). 

— Verordnung (EWG) Nr. 517/72 des Rates vom 28. Februar 
1972 über die Einführung gemeinsamer Regeln für den 
Linienverkehr und die Sonderformen des Linienverkehrs 
mit Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. 
Nr. L 67 vom 20. März 1972, S. 19). 


— der Linienverkehr und der Pendelverkehr mit oder 
ohne Unterbringung sind weiterhin genehmi- 
gungspflichtig. 

Allerdings wurden einige technische Änderungen an 
der Organisation dieser Verkehrsdienste vorgenom- 
men, damit diese die Bedürfnisse ihrer „Kundschaft“ 
besser befriedigen können. So sollen sie im Vergleich 
zu bisher eine größere Freiheit zum Aufnehmen und 
Absetzen von Fahrgästen und den Wechsel der Rei- 
segruppe erhalten. 

3. Ferner sollen mit diesem Vorschlag die Verwal- 
tungsverfahren vereinfacht werden. Die Kommission 
ist sich im klaren darüber, daß zwischen einer Verein- 
fachung der Verwaltungsformalitäten und einer Bei- 
behaltung der notwendigen Überwachung als Vor- 
aussetzung von Ahndungen ein ausgewogenes Ver- 
hältnis zu finden ist. Daher folgt sie in diesem Vor- 
schlag zwar der in den bestehenden Verordnungen 
eingeschlagenen Richtung, die Verwaltungsformali- 
täten zu vereinfachen, erkennt aber in bestimmten 
Bereichen an, daß strengere Kontrollen notwendig 
sind, wenn die hohe Qualität des Personenverkehrs 
erhalten und das Vertrauen des Gewerbes und der 
Öffentlichkeit bewahrt werden sollen. Aus diesem 
Grunde legt die Kommission größeren Nachdruck auf 
die sich erheits technischen Aspekte ihres Vorschlags. 
Der Vorschlag enthält mehrere Bestimmungen, die 
zusammen ein Bündel wirkungsvoller Sicherheits- 
maßnahmen ergeben. So 

— sind ein Zeitplan für die Lenk- und Ruhezeiten der 
Fahrer ein Bestandteil sowohl des Kontrolldoku- 
ments als auch der Genehmigungen; 

— werden die Kontrollbefugnisse der zuständigen 
Behörden auf die Überprüfung der Lenk- und Ru- 
hezeiten und sicherheitstechnische Fragen ausge- 
dehnt; 

— müssen Fahrer und Fahrzeuge von Verkehrsunter- 
nehmern, die Beförderungen im grenzüberschrei- 
tenden Verkehr durchführen, die einzelstaatlichen 
und internationalen Rechtsvorschriften für Sicher- 
heit im Straßenverkehr erfüllen. 

4. Daher schlägt die Kommission vor, die beste- 
hende Gemeinschaftsregelung nach folgenden 
Grundsätzen zu überprüfen: 

— Das Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssa- 
che 13/83 über den freien Dienstleistungsverkehr 
muß ausgeführt werden. 

— Die bisherige Ordnung der Verkehrsdienste sollte 
im Interesse des Verkehrsgewerbes und der Ver- 
kehrsnutzer beibehalten werden. 

— Die Verwaltungsformalitäten sollten vereinfacht, 
gleichzeitig aber eine wirksame Kontrolle insbe- 
sondere in Sicherheitsfragen beibehalten wer- 
den. 
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II. Besondere Überlegungen 

Artikel 1 

In diesem Artikel wird der Geltungsbereich der Ver- 
ordnung genau festgelegt. Der erste Gedankenstrich 
wurde aus der Verordnung 117/66/EWG übernom- 
men, jedoch um die Einbeziehung des Durchgangs- 
verkehrs durch Mitgliedstaaten ergänzt. Dieser Ge- 
danke war natürlich auch in der früheren Verordnung 
enthalten, jedoch nicht klar dargelegt, wodurch es zu 
Mißverständnissen gekommen ist. 

Mit dem zweiten Gedankenstrich, der zwar nicht dem 
Wortlaut, aber dem Grundsatz von Artikel 75 Abs. 1 
Buchstabe a des Vertrags folgt, wird der Begriff 
„grenzüberschreitender Verkehr“ auf Fahrten von ei- 
nem Mitgliedstaat nach einem Drittland oder von ei- 
nem Drittland nach einem Mitgliedstaat als Ziel aus- 
gedehnt, bei denen jeweils andere Mitgliedstaaten 
durchfahren werden. Mit dieser rein innergemein- 
schaftlichen Verordnung kann natürlich keine Rege- 
lung für den Teil der Fahrstrecke getroffen werden, 
der sich in einem Drittland befindet oder mit „nicht- 
gemeinschaftlichen“ Fahrzeugen zurückgelegt wird; 
sie kann und sollte aber den innerhalb der Gemein- 
schaft verlaufenden Teil der Fahrstrecke gemeinsa- 
men Regeln unterwerfen. 

Artikel 2 

Dieser Artikel enthält eine Zusammenfassung der Be- 
griffsbestimmungen. Die Begriffsbestimmung des Li- 
nienverkehrs (einschließlich „der Sonderformen des 
Linienverkehrs“) bleibt dieselbe wie in der Verord- 
nung Nr. 117/66/EWG und der Gelegenheitsverkehr 
wird weiterhin durch eine negative Begriffsbestim- 
mung durch den Verweis auf die präziseren Begriffs- 
bestimmungen des Linien- und Pendelverkehrs abge- 
grenzt. 

Absatz 2 Buchstabe b dieses Artikels enthält die 
Begriffsbestimmung des Pendelverkehrs mit Unter- 
bringung. Insbesondere sollte darauf hingewiesen 
werden, daß der Gesamtpreis für Reise und Unterbrin- 
gung zu zahlen ist. Das soll den besonderen „Pau- 
schalreise “ -Charakter solcher Verkehrsdienste her- 
vorheben und gewährleisten, daß die Reise als we- 
sentlichen Bestandteil eine echte Unterbringung ein- 
schließt. 

Der Begriff „Gelegenheitsverkehr“ soll in zweierlei 
Hinsicht erweitert werden: 

(i) Er soll künftig auch Verkehrsdienste umfassen, 
bei denen die Hinfahrt eine Leerfahrt ist und bei 
denen zur Rückfahrt Fahrgäste aufgenommen 
werden. 

(ü) Für Rundfahrten mit geschlossenen Türen soll 
künftig außerdem die Bestimmung gelten, daß 
Fahrgäste an verschiedenen Orten auf genommen 
und auf der Rückfahrt an denselben Orten abge- 
setzt werden können, wenn sich diese Orte alle im 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats befinden, in dem 
die Reise beginnt. 


Da es sich hier im wesentlichen um Reiseverkehrs- 
dienste handelt, wird in Artikel 2 Abs. 3 Buchstabe d 
die Frage der Ausflugsfahrten geklärt. Dabei handelt 
es sich eigentlich um keine größere Änderung, da sol- 
che Fahrten nach der derzeitigen Regelung zwar zu- 
gelassen sind, in der Praxis jedoch gewisse Probleme 
verursacht haben. 

Beim Pendelverkehr soll der Wechsel der Reisegrup- 
pen und das Aufnehmen und Absetzen von Fahrgä- 
sten im Vergleich zu früher flexibler geregelt werden: 
Außerdem gibt es eine Bestimmung für die im allge- 
meinen als „umgekehrter Pendelverkehrsdienst“ Ge- 
zeichnete Verkehrsart, bei der die erste Hin- und die 
letzte Rückfahrt Leerfahrten sind. Bisher handelt es 
sich dabei um Ausnahmen, künftig sollen sie als nor- 
male Möglichkeiten eines Pendelverkehrs gelten 
(wenngleich sie weiterhin einigen Beschränkungen 
unterhegen, die weiter unten behandelt werden). 

Artikel 3 

Dieser Artikel enthält eine völlig neue Konzeption des 
grenzüberschreitenden Personenverkehrs mit Kraft- 
omnibussen. Da, wie bereits erläutert, die Dienstlei- 
stungsfreiheit als einer der Leitsätze dieses Vor- 
schlags darin besteht, die Märkte des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs der Verkehrsuntemehmer al- 
ler Mitgliedstaaten ohne Beschränkungen aufgrund 
der Staatsangehörigkeit oder des Niederlassungsortes 
zu öffnen, schien es angemessen, dies im verfügenden 
Teil des Vorschlags ausdrücklich zu erklären. Als 
praktische Folge dieses Grundsatzes muß ein Ver- 
kehrsunternehmen eines Mitgliedstaates berechtigt 
sein, gemäß Artikel 3 einen grenzüberschreitenden 
Personenverkehrsdienst, bei dem sich der Ausgangs- 
ort in einem anderen Mitgliedstaat befindet, zu betrei- 
ben. 

Artikel 4 

In diesem Artikel wird für den Gelegenheitsverkehr 
die bisherige flexible Regelung beibehalten. Dieser 
einzige Absatz bedeutet jedoch eine Öffnung der 
Märkte des Gelegenheitsverkehrs, da er durch die 
Befreiung aller mit diesen Verkehrsdiensten verbun- 
denen Leerfahrten von der Genehmigungspflicht die 
Vorstellung beseitigt, daß nur innerstaatliche Unter- 
nehmen grenzüberschreitende Beförderungen aus ei- 
nem Mitgliedstaat durchführen dürfen. Dieser Artikel 
hat in Verbindung mit Artikel 3. zur Folge, daß ein 
Verkehrsunternehmer in einem anderen Mitglied- 
staat Fahrgäste (unabhängig davon, ob sie Staatsan- 
gehörige dieses Landes, eines anderen Mitgliedstaa- 
tes oder eines Drittlandes sind) für eine beliebige Art 
des Gelegenheitsverkehrs mit einem beliebigen Be- 
stimmungsort aufnehmen kann. 

Artikel 5 

Nach diesem Artikel soll der Verkehrsuntemehmer 
das Kontrollpapier von dem Mitgliedstaat erhalten, in 
dem er ansässig ist, und dieses Papier ausfüllen. Das 
Kontrollpapier soll nunmehr einen Zeitplan für die 
Lenk- und Ruhezeiten, jedoch keine Angaben mehr 
über Fahrtunterbrechungen und Ausflüge enthalten. 
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Artikel 6 

Keine Bemerkung. 

Artikel 7 

Unter bestimmten Voraussetzungen sollen bei Pen- 
delverkehrsdiensten mit Unterbringung die Fahrgäste 
die Möglichkeit erhalten, die Reisegruppe zu wech- 
seln und ohne Beschränkungen in dem Staat, in dem 
sich der Ausgangsort befindet, an verschiedenen Stel- 
len auf genommen und abgesetzt zu werden. Für Pen- 
delverkehrsdienste ohne Unterbringung ist eine sol- 
che flexible Regelung nur unter strengeren Bedingun- 
gen gestattet (eine prozentuale Beschränkung für den 
Gruppenwechsel und eine begrenzte Anzahl zusätzli- 
cher Stellen, wenn Fahrgäste unterwegs aufgenom- 
men oder abgesetzt werden). 

Artikel 8 

Zum Inhalt der Genehmigungsanträge sollte viel- 
leicht gesagt werden, welche Angaben gestrichen 
wurden,- in der Genehmigung sind die Haltestellen, 
die Grenzübergangsstellen, die Länge der Strecke, 
die Zahl der Reisetage und das amtliche Kennzeichen 
des Fahrzeugs künftig nicht mehr anzugeben. Aller- 
dings wurde eine zusätzliche Angabe auf genommen: 
Als ergänzende Maßnahme, welche die Einhaltung 
der „Sozialvorschriften 11 sicherstellen soll, muß die 
Genehmigung künftig einen Zeitplan für die Lenk- 
und Ruhezeiten der Fahrer enthalten. 

Artikel 9 

Dieser Artikel über den Geltungsbereich der Geneh- 
migung ist im wesentlichen eine Wiederholung von 
Artikel 4 der Verordnung Nr. 516/72/EWG. 

Artikel 10 

Es sei darauf hingewiesen, daß es nur eine Genehmi- 
gungsbehörde gibt (obwohl andere beteiligte Mit- 
gliedstaaten konsultiert oder informiert werden kön- 
nen). 

Artikel 11 

Dieser Artikel macht beim Genehmigungsverfahren 
einen wesentlichen Unterschied zwischen den Pen- 
delverkehrsdiensten mit und ohne Unterbringung. 
Bei der ersten Verkehrsart beschränkt sich die Prü- 
fung des Antrags darauf, ob die Voraussetzungen für 
einen solchen Verkehrsdienst erfüllt sind. In diesem 
Fall hat der Antragsteller einen subjektiven Anspruch 
auf die Genehmigung. Bei der zweiten Verkehrsart 
erstreckt sich die Prüfung außerdem darauf, ob die 
beantragten Verkehre in einem lauteren Wettbewerb 
zu den Verkehrsdiensten stehen, die bereits auf den 
betroffenen Märkten angeboten werden. 

Artikel 12 

Die schwerfälligere Regelung des Genehmigungsver- 
fahrens nach der Verordnung Nr. 516/72/EWG wird 
weitgehend vereinfacht. Die Genehmigung wird bei 
dem Mitgliedstaat beantragt, in dessen Hoheitsgebiet 


sich der Ausgangsort befindet, und von diesem erteilt. 
Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der 
Zielort befindet, wird zu der beabsichtigten Entschei- 
dung gehört. Die Durchgangsstaaten werden unter- 
richtet, haben jedoch kein Einspruchsrecht. 

Artikel 13 

Es sei darauf hingewiesen, daß die Genehmigungsbe- 
hörde nunmehr verpflichtet ist, die Kommission bin- 
nen drei Monaten nach Einreichung des Genehmi- 
gungsantrags zu befassen, wenn sie und der Staat, in 
dem sich der Zielort befindet, zu keiner Einigung ge- 
langen können. 

Artikel 14 

Zu beachten ist, daß nach Absatz 3 dieses Artikels die 
Genehmigungsbehörde nur bei der Ablehnung eines 
Antrags ihre Gründe angeben muß. 

Artikel 15, 16 

Diese Artikel betreffen die Verpflichtungen eines Li- 
nienverkehrsunternehmers gegenüber seinen Fahr- 
gästen: In diesen Verpflichtungen kommt zum Aus- 
druck, daß es sich beim Linienverkehr um eine öffent- 
liche Verkehrsleistung handelt. 

Artikel 17 

Keine Bemerkung. 

Artikel 18 

Die Genehmigungsanträge für Linienverkehrsdienste 
sind an die zuständigen Behörden des Mitgliedstaates 
zu richten, in dessen Hoheitsgebiet sich der Aus- 
gangsort des Verkehrsdienstes befindet. Aufgrund 
von Artikel 12 der Verordnung Nr. 517/72/EWG wer- 
den sie bisher an den Mitgliedstaat gerichtet, in des- 
sen Hoheitsgebiet sich der Sitz des Unternehmens 
befindet. Die neue Lösung ergibt sich aus dem Grund- 
satz des freien Dienstleistungsverkehrs. 

Artikel 19 

Dieser Artikel, der nur von begrenzter praktischer 
Bedeutung ist, wurde aus der bisherigen Verordnung 
übernommen. 

Artikel 20 

Die Fristen wurden verlängert, da am Genehmigungs- 
verfahren für Linienverkehrsdienste möglicherweise 
mehr Mitgliedstaaten beteiligt sind. 

Artikel 21 

Keine Bemerkung. ' 

Artikel 22 

Dieser Artikel ist eine Übernahme von Artikel 10 der 
Verordnung Nr. 517/72/EWG mit Ausnahme des 
neuen Absatzes 3 über die Verpflichtung, die anderen 
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Mitgliedstaaten vom Erlöschen der Genehmigung zu 
unterrichten. 

Artikel 23 

Im Linienverkehr ist die Verpflichtung der Fahrgäste, 
einen Fahrausweis mit sich zu führen, zwar neu, ent- 
spricht aber der üblichen Praxis. 

Der Fahrausweis muß den (die) Namen des Fahrga- 
stes (der Fahrgäste) nicht enthalten. 

Artikel 24 

Die Befugnisse der Kontrollbeamten werden genau 
beschrieben und insbesondere durch die Aufnahme 
der Lenk- und Ruhezeiten in die Genehmigung erwei- 
tert. 

Artikel 25 

Dieser Artikel ermöglicht einen verstärkten Informa- 
tionsaustausch über Verstöße, wodurch die Mitglied- 
staaten Mißbräuche wirksamer bekämpfen können: 
Er soll insbesondere sicher stellen, daß die Mitglied- 
staaten ihren Verpflichtungen auf dem Gebiet der Si- 
cherheit im Straßenverkehr und der Sozialvorschrif- 
ten weiterhin gewissenhaft nachkommen. 

Artikel 26 

Keine Bemerkung. 

Artikel 27 

Dieser Artikel ermöglicht es den Mitgliedstaaten, Ver- 
einbarungen über die Vereinfachung der Verwal- 
tungsverfahren zu treffen, wenngleich sie die Kom- 
mission darüber unterrichten müssen. 

Bereits bestehende bilaterale oder multilaterale Ver- 
einbarungen zwischen den Mitgliedstaaten, die eine 


liberalere Behandlung vorsehen, können — allerdings 
ohne jede Diskriminierung — weiter angewendet 
werden: Sie dürfen die Vertragsparteien nicht nur 
begünstigen, sondern müssen ohne Beschränkungen 
aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Niederlas- 
sungsortes angewandt werden. 

Artikel 28 

Keine Bemerkung. 

Artikel 29 

In diesem Artikel wird bestätigt, daß ausschließlich 
die Kommission dafür zuständig ist, mit Drittstaaten 
Vereinbarungen über die Einführung gemeinsamer 
Regeln für den grenzüberschreitenden Personenver- 
kehr zwischen der Gemeinschaft und Drittländern 
auszuhandeln. Dies bedeutet keine Änderung der bis- 
herigen Rechtslage. Da hier jedoch einige Schwierig- 
keiten auf getreten sind, dürfte eine Klarstellung sinn- 
voll sein. 

Artikel 30 

Keine Bemerkung. 

Artikel 31 

Keine Bemerkung. 

Artikel 32 

Es ist darauf hinzuweisen, daß dies eine zusammen- 
fassende Verordnung ist und alle bisherigen Gemein- 
schaftsregelungen für den Personenverkehr ersetzen 
soll. 

Artikel 33 

Keine Bemerkung. 
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Bericht des Abgeordneten Weiss (München) 


Die in der Anlage wiedergegebene EG -Vorlage 
wurde durch Drucksache 11/439 Nr. 2.10 vom 4. Juni 
1987 nach § 93 der Geschäftsordnung dem Ausschuß 
für Verkehr zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß 
für Verkehr hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
14. Oktober 1987 behandelt. 

I. Ziel und Inhalt der Vorlage 

Durch den Verordnungsvorschlag möchte die EG- 
Kommission den Grundsatz der Dienstleistungsfrei- 
heit im grenzüberschreitenden Omnibusverkehr her- 
steilen. Im einzelnen ist folgendes vorgesehen: 

— Grenzüberschreitender Gelegenheitsverkehr mit 
Omnibussen ist genehmigungsfrei. Dies soll künf- 
tig auch dann gelten, wenn ein Omnibus leer in das 
Bundesgebiet einfährt, um hier Fahrgäste zum 
Transport in ein anderes EG -Land aufzunehmen. 

— Im Pendelverkehr soll an der Genehmigungs- 
pflicht festgehalten werden. Bei fehlendem Ein- 
vernehmen zwischen den Behörden des Her- 
kunfts- und des Ziellandes soll ein Schiedsverfah- 
ren stattfinden. Künftig soll grundsätzlich auch 
umgekehrter Pendelverkehrsdienst zulässig sein, 
bei dem die erste Hin- und die letzte Rückfahrt 
Leerfahrten sind. Somit können künftig auch Bus- 
untemehmer mit Sitz in einem anderen EG -Mit- 
gliedstaat einen Pendelverkehrsdienst aus dem 
Bundesgebiet heraus aufnehmen. 

— Im Linienverkehr wird ebenfalls an der Genehmi- 
gungspflicht festgehalten mit der Möglichkeit ei- 
nes Schiedsverfahrens. Die Genehmigung soll nur 
bei unlauterem Wettbewerb versagt werden dür- 
fen. 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Vorschlag einmü- 
tig abgelehnt. Eine Öffnung des deutschen Verkehrs- 


marktes für Busunternehmer mit Sitz in anderen EG- 
Mitgliedstaaten sei grundsätzlich erst dann möglich, 
wenn konkrete Harmonisierungsschritte im fiskali- 
schen Bereich, bei den technischen Normen sowie bei 
der Intensität der Überwachung der Fahrzeuge und 
der Sozialvorschriften erzielt worden seien. 

Der Ausschuß für Verkehr hält es für erforderlich, daß 
bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel darüber 
hinaus folgende Grundsätze beachtet werden: 

— Bei der Zulassung von Busverkehr müssen die Be- 
lange des Schienenpersonenverkehrs angemessen 
berücksichtigt werden. 

— Beim umgekehrten Pendelverkehr (es werden 
Fahrgäste im Bundesgebiet von ausländischen 
Busunternehmern aufgenommen) muß an der Ge- 
nehmigungspflicht durch deutsche Behörden fest- 
gehalten werden. 

— Die Voraussetzungen für die Zulassung zum Beruf 
des Omnibusunternehmers in der vorhandenen 
Richtlinie müssen konkretisiert und im Niveau an- 
gehoben werden. 

— Der Zubringerverkehr aus dem Bundesgebiet mit 
Bussen zu benachbarten ausländischen Flughäfen 
bedarf einer Regelung. 


Der Ausschuß für Verkehr hat insoweit den ebenfalls 
ablehnenden Beschluß des Bundesrates vom 10. Juli 
1987 zu der Vorlage in der Sache übernommen. 


Die Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN haben dem 
vorgeschlagenen Beschluß nicht zugestimmt, sondern 
sich der Stimme enthalten, weü sie einer wörtlichen 
Übernahme des Bundesratsbeschlusses vom 10. Juli 
1987 den Vorzug gegeben hätten. 


Bonn, den 14. Oktober 1987 


Weiss (München) 

Berichterstatter 
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